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Sebastian Carlens: Die Berufs-
verbote in der Bundesrepublik 
werden 50 Jahre alt. Sie haben 
zu mehr als 95  Prozent Linke 

betroffen. Unterdrückt wurden nicht nur 
linke Lehrer, sondern auch Angestellte 
der damaligen Staatskonzerne Post und 
Bahn. Nach 1990 ist das Instrumentarium 
des Berufsverbots auch auf den annektier-
ten Osten, auf die ehemalige DDR, aus-
geweitet worden. Ich freue mich, Irmgard 
Cipa, Lore Narayek und Arnold Schölzel 
ganz herzlich begrüßen zu dürfen. Die Be-
rufsverbote wurden formal nie zurückge-
nommen. Hat denn die große Solidarität 
mit den Betroffenen etwas bewirkt? 

Irmgard Cipa: Ich als eine Betroffe-
ne der Berufsverbote bin 1981 eingestellt 
worden dank scharfer Proteste aus dem 
In- und Ausland. Aber aufgehoben wurden 
sie nie. Dieses Mittel der Einschüchterung 
hat man behalten. Und es wirkt bis heute. 
Ich erlebe immer wieder bei Unterschrif-
tensammlungen, dass jemand sagt: »Ich 
möchte einmal Lehrerin werden, ich un-
terschreibe lieber nicht.« Bis heute werden 
die Betroffenen vom Verfassungsschutz 
bespitzelt; auch wenn sie seit zehn Jahren 
in Rente sind, werden weiterhin Dossiers 
angelegt. Das dient der Einschüchterung. 
Man kann dieses Instrument jeden Tag 
wieder zur Anwendung bringen.

Carlens: Da liegt also ein Knüppel in 
der Schublade, der jederzeit herausgeholt 
werden kann, wenn es opportun erscheint. 
Die nationale wie internationale Solida-
rität hatte politische Folgen, die gar nicht 
im Sinne der Bundesrepublik waren. Da-
her die Frage: Ist der Staat gescheitert in 
der Absicht, etliche tausend derartig zu 
disziplinieren, oder hatte er Erfolg?

Cipa: Nein, uneingeschränkt erfolg-
reich war er nicht. Es gibt ja die junge Welt 
und Unsere Zeit, es gibt die Bürgeriniti-
ativen gegen Berufsverbote, es gibt Die 
Linke und andere linke Organisationen. 
Und auch die Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes – Bund der Antifaschis-
ten lässt sich nicht dadurch einschüchtern, 
dass sie vom Verfassungsschutz bespitzelt 
wird. Wirklich besorgniserregend ist ein 
Gesetzentwurf des Landes Brandenburg, 
der in der Tradition der Berufsverbotspra-
xis zu stehen scheint.

Carlens: Auch in Westberlin, der 
Frontstadt im Kalten Krieg, gab es Be-
rufsverbote und zugleich organisiertes 
Denunziantentum: Gruppen, die ihre Auf-
gabe darin gesehen haben, linke Lehrer 
und Studenten zu melden. Zum Beispiel 
die Notgemeinschaft für eine freie Uni-
versität, kurz NofU, die gegen die Freie 
Universität »unter Hammer und Sichel« 
agitiert hat. Wie hat sich dieses Denunzi-
antentum auf das Klima an den Universi-
täten ausgewirkt?

Lore Narayek: Die NofU war eine 
Organisation überwiegend von Professo-
ren, die Kandidatinnen und Kandidaten 
für akademische Gremien durchleuchte-
te und entsprechende Listen an den öf-
fentlichen Dienst, aber auch an Betriebe 
schickte, mit dem Hinweis, die aufge-
führten Personen nicht einzustellen. Ein 
Beispiel: Ein Student der Physik macht 
sein Examen an der TU mit Auszeich-
nung, bewirbt sich bei Schering, heute 

Bayer und kriegt die Stelle. Eine Wo-
che später wird er fristlos entlassen mit 
Hinweis auf die NofU-Liste. Er war bei 
weitem nicht der einzige, und es ging, 
wie das Beispiel zeigt, nicht nur um den 
öffentlichen Dienst, sondern auch um Pri-
vatbetriebe, und es beschränkte sich auch 
nicht auf Westberlin, denn diese Listen 
wurden auch in die Bundesrepublik ge-
schickt. An den Schulen wiederum gab 
es eine anonym arbeitende Organisation, 
die sich »Kotz-Rotz« nannte und Flug-
blätter fabrizierte mit der Aufforderung 
an die Schüler, ihre Lehrer zu denunzie-
ren. Dagegen formierte sich sogleich eine 
Gegenbewegung. Es gab auch Forderun-
gen, das Grips-Theater nicht zu besu-
chen, weil es als extremistisch verschrien 
war. Die CDU in Tempelhof ließ Laut-
sprecherwagen vor Schulen auffahren, 
mit denen Kolleginnen und Kollegen de-
nunziert wurden. Der Antikommunismus 
war in der Frontstadt extrem.

Carlens: Ist der deutsche Verfassungs-
schutz, der nun wieder zum Instrument 
der Berufsverbote auf breiter Flur greifen 
könnte, ernsthaft der Richtige, um gegen 
rechts vorzugehen?

Narayek: Das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz hat seit 2000  sein Per-
sonal annähernd verdoppelt, und zwar 
von 2.100  auf 4.100  Mitarbeiter. Der 
Verfassungsschutz ist eine vollkommen 
illegale, nicht kontrollierte Organisation. 
Eben kam die Rede auf das bevorstehen-
de Brandenburger Gesetz. Darin heißt 
es: »Der Bewerber muss also eine Re-
gelanfrage erdulden beim Verfassungs-
schutz.« Dagegen kann er sich nicht weh-
ren, wenn er eingestellt werden will, was 
man ihm vorwirft, wird ihm nicht gesagt. 
»Bestehen an der Einstellung begrün-
dete Zweifel, so rechtfertigen diese in 
der Regel eine Ablehnung. Zweifel in 

diesem Sinne liegen bereits dann vor, 
wenn die Einstellungsbehörde aufgrund 
der ihr zur Verfügung stehen Erkennt-
nismittel, sprich Verfassungsschutz, 
nicht überzeugt ist, dass die Bewerbe-
rin beziehungsweise der Bewerber ihrer 
beziehungsweise seiner Persönlichkeit 
nach die Gewähr bietet. Der Nachweis 
einer verfassungsfeindlichen Betätigung 
ist nicht erforderlich. Bei der Prüfung 
dieser Gewähr handelt es sich um ei-
ne einzelne fallbezogene Prognose, bei 
der der einstellenden Behörde der Beur-
teilungsspielraum zusteht.« Das heißt, 
die jeweilige Behörde kann jemanden 
ohne Begründung ablehnen. Branden-
burgs Innenminister hat in seiner Neu-
jahrsansprache gesagt, er freue sich, dass 
er noch in diesem Halbjahr das Gesetz 
durchbringen werde. Der Protest dage-
gen ist leider noch sehr gering.

Carlens: Man kann nur hoffen, dass 
sich das ändert. Wir haben bisher nur über 
Westdeutschland und Westberlin gespro-
chen. Doch nach der Annexion der DDR 
ist das Instrument der Berufsverbote ab 
1990 auch in Ostdeutschland massenhaft 
angewendet worden.

Arnold Schölzel: Um 1990 ging in 
Bonn und in den Aufsichtsräten und 
Vorständen der BRD-Konzerne ein Ge-
spenst um; das war der selbstbewusste 
DDR-Bürger, der den Sozialismus er-
lebt hatte. Die DDR-Bevölkerung galt als 
kontaminiert. Was dann passierte, war 
sehr vielfältig. Im Wissenschaftsbetrieb 
lässt sich das am plastischsten schildern. 
Die Bundesregierung hat Ende 1992 auf 
eine Anfrage im Bundestag mitgeteilt, 
dass von den etwa 200.000 Beschäftig-
ten an den Hoch- und Fachschulen der 
DDR nur noch 12,1  Prozent in einem 
Vollzeitarbeitsverhältnis standen. Alle 
anderen waren verdrängt worden  – re-

gelrecht rausgeschmissen. Am wildes-
ten benahmen sich die westdeutschen 
Theologen bei der Abwicklung. Es gab 
an jeder Universität der DDR, außer den 
Technischen, eine staatlich finanzierte 
theologische Fakultät. Die hatte man 
ganz besonders auf dem Kieker. Die Ver-
treter der Abteilung Marxismus-Leninis-
mus natürlich auch. Dasselbe passierte 
mit anderen Intellektuellen, zum Bei-
spiel den Künstlern. Die Gesellschaft für 
Bürgerrechte und Menschenwürde hat 
1993 ein Weißbuch über die Abwicklung 
auf all diesen Gebieten in Wissenschaft, 
Kunst und Kultur herausgegeben. Dem 
ist zu entnehmen, dass sich von rund 
30.000  Künstlern zwei Jahre nach der 
Wende nur noch acht Prozent von ihrer 
Tätigkeit ernähren konnten, die anderen 
mussten irgend etwas anderes machen. 
Im Rundfunk und Fernsehen der neu-
en Bundesländer regierte Rudolf Mühl-
fenzl, eine CSU-Kreatur, die nichts übri-
gließ und die, nachdem das alles erledigt 
worden war und die Leute herausgewor-
fen worden waren, ein paar Krokodilsträ-
nen darüber vergoss, wieviel an Potential 
vernichtet worden sei. Das hörte man 
dann später öfter. Das Hauptinstrument 
war Entsolidarisierung, ein sehr abstrak-
tes Wort für einen Vorgang, der auch 
die Forderung einschloss, Kollegen zu 
denunzieren. Das ist der allgemeine Hin-
tergrund. Viereinhalb  Millionen Men-
schen wanderten aus dem Gebiet der 
DDR aus. Da ging es um die Zerstörung 
von gesellschaftlichen Netzwerken, von 
gesellschaftlichem Zusammenhang. Die 
Künstler und Wissenschaftler standen 
dabei im Mittelpunkt. Die Dialektik der 
Geschichte besteht allerdings darin, dass 
wir inzwischen ein gestiegenes Interesse 
an Kunst und Literatur der DDR beob-
achten können.

Organisiertes Denunziantentum
Die Berufsverbotspraxis in Westdeutschland und Westberlin sowie nach der »Wende« in 
Ostdeutschland. Ein Gespräch mit Irmgard Cipa, Lore Narayek und Arnold Schölzel
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junge Welt drei Wochen gratis testen!
Gestoppt
Dakota Access Pipeline: Niederlage für Trumps Energiepolitik. Erfolg für Standing Rock Sioux 

Beleuchtet
Staatlicher Rassismus mit tödlichen Folgen: Dokumentation zu Poli-zeigewalt gegen Geflüchtete

Kassiert
Britannien liefert nach gerichtlichem Verbot wieder Waffen an Saudi-Arabien. Kritik an Regierung 

Gebündelt
Anthologie zur Geschichte feminis-tischer Kämpfe: »Keine Mär-chen« von Helga W. Schwarz 

Ausgerechnet am Tag der Vor-stellung des Verfassungs-schutzberichts für das vergan-gene Jahr, an dem Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) und Inlandsge-heimdienstchef Thomas Haldenwang sich dafür lobten, die ultrarechte Szene konsequent wie nie zu bekämpfen, wur-de bekannt, dass im Fall der faschisti-schen Drohschreiben gegen die Linke-Politikerin Janine Wissler eine Spur zur Polizei führt. Wissler hatte schon im Februar zwei Schreiben mit Beschimp-fungen und Morddrohungen erhalten; inzwischen traf ein weiteres bei ihr ein, wie die Frankfurter Rundschau (FR) am Donnerstag berichtete. Alle Schrei-ben waren mit dem Kürzel »NSU 2.0« unterzeichnet. Im Februar seien von einem Polizeicomputer in Wiesbaden private, nicht öffentlich zugängliche Daten der Politikerin abgefragt worden. Die kurz darauf bei Wissler eingetroffe-nen Drohschreiben hätten ebensolche Daten enthalten.
Seehofer nannte am Donnerstag in Berlin »Rechtsextremismus« als mo-mentane Hauptgefahr für die Sicherheit in Deutschland: »Dieser Bereich ist die größte Bedrohung«. Er könne sich aber nicht erinnern, dass »zur Bewältigung einer großen Herausforderung in unse-rem Staat« je soviel getan worden sei wie in den Jahren 2019 und 2020 gegen die gewaltbereite rechte Szene. Sowohl das Bundeskriminalamt als auch das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) seien dafür »massiv personell aufgestockt« worden. Dass faschisti-sche Strukturen von der Behörde maß-geblich aufgebaut und gefördert wur-den, verschwieg er geflissentlich. BfV-Chef Haldenwang erklärte: »Die größte Sorge, die mich aktuell umtreibt, ist die gestiegene Gewaltbe-

reitschaft in nahezu allen Phänomenbe-reichen«. Den rassistischen Mehrfach-mord am 19. Februar in Hanau bezeich-nete er als »vorläufigen Höhepunkt« rechter Gewalt gegen Minderheiten und Andersdenkende. »Wir müssen den regelrechten Wettbewerb durch-brechen, den es in der rechtsextremis-tischen Szene gibt – um den Anschlag mit der höchsten Opferzahl«, sagte Haldenwang, der mit dem Beispiel des norwegischen Massenmörders Anders Behring Breivik einen internationalen Bezug herstellte.
Wenig erstaunlich: Es war Halden-wang wichtig, das Thema »Linksext-remismus« herauszustellen. Auch hier steige die Gewaltbereitschaft, etwa gegen Polizeibeamte oder eine Immo-

bilienmaklerin, die in ihrer Wohnung verprügelt worden sei. Das Beispiel stammte offenbar aus Leipzig, aller-dings wurden in diesem Fall noch keine Täter gefasst und verurteilt.Haldenwang griff aber auch linke Bündnis- und Öffentlichkeitsarbeit an. Außerdem würden es linke »Extremis-ten« zum Teil schaffen, »ihre Vertreter in hohe Staatsämter zu hieven«. Ein »unerträglicher Vorgang« sei für ihn die Wahl der Linken-Politikerin Bar-bara Borchardt zur Verfassungsrich-terin in Mecklenburg Vorpommern, sagte Haldenwang. Die Parteiströmung »Antikapitalistische Linke«, der Bor-chardt angehört, taucht ebenso im Ver-fassungsschutzbericht für 2019 auf wie junge Welt als einzige Tageszeitung. Sie 

wird erneut als das »auflagenstärkste Printmedium im Linksextremismus« bezeichnet.
Zudem fällt auf, dass »Reichsbürger und Selbstverwalter« auch im aktuellen Verfassungsschutzbericht überwiegend nicht zu den »Rechtsextremisten« ge-zählt werden. »Ein geringer Teil der ›Reichsbürger‹ und ›Selbstverwalter‹ ist auch dem Rechtsextremismus zuzu-rechnen«, heißt es statt dessen in dem Bericht. Beunruhigend sei die »hohe Waffenaffinität dieses Personenkrei-ses«, sagte Seehofer am Donnerstag und räumte ein, dass man es noch nicht geschafft habe, allen amtsbekannten »Reichsbürgern« die Waffenscheine zu entziehen.
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Waffenruhe abgelehnt

WWW.JUNGEWELT.DE

EU-Chefdiplomat gegen neue Türkei-Sanktionen
Brüssel. EU-Chefdiplomat Josep Borrell hält neue Sanktionen gegen die Türkei für kontraproduktiv. »Der aktuelle negative Trend in unseren Beziehungen muss gestoppt und um-gekehrt werden«, sagte der Spanier am Donnerstag im EU-Parlament in Brüssel. Die Dynamik von Ver-geltungsmaßnahmen führe nicht zu mehr Sicherheit und Stabilität im Mittelmeerraum. »Die Türkei ist ein wichtiger Partner, ein EU-Beitritts-kandidat und ein NATO-Mitglied«, betonte Borrell.

Für einen härteren Kurs gegen-über der Türkei setzen sich in der EU vor allem Griechenland, Zypern und Frankreich ein. Zypern wirft Ankara illegale Erdgaserkundungen im Mittelmeer vor, Athen beklagt unter anderem Verletzungen des griechischen Luftraums durch Flüge türkischer Kampfflugzeuge. Paris beschuldigt die Türkei, gegen das UN-Waffenembargo in Libyen zu verstoßen.  
(dpa/jW)

BRD exportiert weiteres U-Boot nach Ägypten

Berlin. Die Bundesregierung hat den Export eines weiteren U-Boots nach Ägypten genehmigt. Eine »abschließende Genehmigungsent-scheidung« habe der geheim tagen-de Bundessicherheitsrat auf Antrag des Rüstungskonzerns »Thyssen-Krupp Marine Systems« (TKMS) getroffen, wie Bundeswirtschafts-minister Peter Altmaier (CDU) dem Wirtschaftsausschuss des Bundes-tages mitteilte. »Mit der Aufrüstung von Ägypten befeuert die Bundes-regierung die Kriege im Jemen und Libyen«, warnte Sevim Dagdelen (Die Linke), abrüstungspolitische Sprecherin und Obfrau im Auswär-tigen Ausschuss, am Donnerstag im Bundestag. Sie forderte »eine sofortige Beendigung dieser skru-pellosen Exportpolitik.« Erst im April war in Kiel das dritte von vier U-Booten an Ägypten übergeben worden. Der Bundessicherheitsrat erlaubte auch Rüstungsgeschäfte mit Algerien, Brasilien, Singapur und Südkorea.  (dpa/jW)

BfV-Chef Haldenwang (links) und Bundesinnenminister Seehofer (CSU) mit dem neuen Verfassungsschutzbericht
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Verfassungsschutzchef sieht Terror in Hanau nur als »vorläufigen Höhepunkt« rechter 

Gewalt. Innenminister preist Aktivität seines Ressorts. Von Claudia Wangerin

Kolumbiens Regierung schmettert Angebot von ELN-Guerilla ab. Parlamentarier fordern Friedensdialog
Die kolumbianische Regierung hat ein Angebot der Nationa-len Befreiungsarmee (ELN) für eine Waffenruhe während der Co-ronapandemie abgelehnt. Der Vor-schlag der linken Guerillaorganisation sei nicht von einem »wahren Willen zum Frieden« getragen, erklärte der »Friedensbeauftragte« der Regierung, Miguel Caballos, am Mittwoch (Orts-zeit) im Fernsehsender Caracol. Bereits am Dienstag hatte der rechte Staats-chef Iván Duque erklärt: »Die ELN ist eine terroristische Gruppe. Kolumbien fordert, dass sie die Geiseln freilassen 

und ihre kriminellen Handlungen ein-stellen.«
Am Dienstag hatte die ELN eine mindestens 90tägige Waffenruhe ange-boten, sollten sich auch die kolumbiani-schen Streitkräfte daran beteiligen. In einem Kommuniqué heißt es, dadurch könne der Kampf gegen die Pandemie im Land erleichtert werden. Zudem sol-le ein »Klima der Entspannung« ge-schaffen werden, um so auch eine Rück-kehr zu den Friedensverhandlungen mit der Regierung zu ermöglichen. Mit dem Angebot folgte die ELN einem Appell von UN-Generalsekretär António Gu-

terres, der zur Beilegung bewaffneter Konflikte während der Coronakrise auf-gerufen hatte.
Duques Vorgänger Juan Manuel San-tos hatte 2017 offizielle Friedensver-handlungen mit der ELN in der ecuado-rianischen Hauptstadt Quito begonnen, die später in die kubanische Hauptstadt Havanna verlegt wurden. Beendet wur-den sie vom derzeitigen Präsidenten, nachdem am 17. Januar 2019 insgesamt 23 Personen bei einem Autobomben-anschlag auf eine Polizeischule in der Hauptstadt Bogotá getötet worden wa-ren, wofür er die ELN verantwortlich 

machte. Seitdem befindet sich die Ver-handlungsdelegation der Guerilla in Havanna, da die kolumbianische Regie-rung bei Interpol einen internationalen Haftbefehl gegen sie erwirkt hat.Die ELN betonte in der Vergangen-heit immer wieder ihre Bereitschaft zur Wiederaufnahme der Friedensverhand-lungen. Am Mittwoch veröffentlichten zudem 14 oppositionelle Parlamenta-rier einen Aufruf zum Dialog. In einem Brief an Duque heißt es, es gehe darum, »eine Verhandlungslösung voranzu-bringen« und »den Konfrontationen ein Ende zu setzen«. Frederic Schnatterer

wird herausgegeben von  2.335 Genossinnen und  Genossen (Stand 8.7.2020)n www.jungewelt.de/lpg
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Finanzhaie
Die zunehmende Privatisierung und Einbindung des Wohnungsmarktes in eine deregulierte Finanzwirtschaft führt zu immer größerer sozialer Ungleichheit. Die Macht der Private-Equity-Fonds und Immobilien-AGs. Von Philipp P. Metzger
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Protest gegen den Ausschluss aus dem öffentlichen Dienst – Opfer des Radikalenerlasses bei einer Demonstration in 
Düsseldorf (6.12.1978)

Irmgard Cipa ist Mitglied 
des Bundesarbeits-
ausschusses 50 Jahre 
»Radikalenerlass«.

Lore Nareyek ist Mitglied 
der »AG Berufsverbote« 
bei der GEW Berlin.

Arnold Schölzel ist Vor-
sitzender des Rotfuchs-
Fördervereins und ehe-
maliger Chefredakteur 
der Tageszeitung junge 
Welt.

Weitere Informationen: 
gew-berlin.de/arbeits-
gruppen/ag-berufsverbo-
te und berufsverbote. de
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